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Bundesliegenschaften für die Flüchtlingsunterbringung 
Liegenschaften der Deutschen Bahn AG 
Freistellungsverfahren nach § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz      
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zum o. g. Thema erhalten Sie zu Ihrer Kenntnisnahme Kopien der folgenden Schreiben: 
 

- unser Schreiben vom 15.2.2016 an Herrn Staatssekretär Murawski vom Staatsmi-
nisterium Baden-Württemberg 

- das Antwortschreiben von Herrn Staatssekretär Murawski vom 30.3.2016 sowie 
- das Schreiben von Herrn Staatssekretär Murawski an Herrn Ronald Pofalla, Mit-

glied des Vorstands der Deutschen Bahn AG, vom 30.3.2016 und  
- unser Schreiben an Herrn Staatsekretär Murawski vom 5.4.2016. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Gerhard Mauch 
 
 
 
 
Anlagen 
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Bundesliegenschaften für Flüchtlingsunterbringung 
- Liegenschaften der Deutschen Bahn AG           
 
 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
 
bei unseren Gesprächen in der Lenkungsgruppe sind die Probleme der Kommunen bei 
der Unterbringung von Flüchtlingen ein zentrales Thema. 
 
Dabei geht es nicht nur um die Finanzierung der notwendigen Wohnungen, sondern auch
um Grundstücke bzw. den Zugang zu nicht mehr benötigten Liegenschaften, auf die das 
Land oder der Bund Einfluss nehmen können. 
 
Während bei den Liegenschaften des Bundes für den Bereich der Verteidigung bzw. des 
Zolls seit einiger Zeit Verbesserungen festzustellen sind, ist dies bei nicht mehr benötig-
ten Liegenschaften der Deutschen Bahn AG im Hinblick auf die Entbehrlichkeitsprüfung 
schon seit Jahrzehnten, das heißt nicht nur im Zusammenhang mit der Flüchtlingsunter-
bringung, für die Kommunen ein nicht nachvollziehbares bürokratisches Ärgernis. Not-
wendige Entwidmungsverfahren des Eisenbahnbundesamtes ziehen sich über viele Jah-
re hinweg. Dies behindert nicht nur die Stadtentwicklungsplanung bei Brachflächen, son-
dern jetzt - speziell im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen -  alle 
Kommunen in Baden-Württemberg.  
 
In diesem Zusammenhang verweise ich auf das beigefügte Schreiben von Herrn OB 
Wolfgang Dietz aus Weil am Rhein, der ebenfalls diese Problematik darstellt.  
 
Ich wäre Ihnen, sehr geehrter Herr Staatssekretär, dankbar, wenn Sie im Rahmen Ihrer 
Gespräche auf Bundesebene diese Angelegenheit thematisieren könnten. Auch sollten 
wir in der Lenkungsgruppe darüber zeitnah sprechen. 
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Ich erlaube mir daher eine Mehrfertigung dieses Schreibens an Herrn Ministerialdirektor  
Wolf-Dietrich Hammann vom Integrationsministerium zu schicken. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Gudrun Heute-Bluhm 
Oberbürgermeisterin a. D. 
 
 
Anlage 
 


